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FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN


2. DEZEMBER 2021 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 8. Juli 2018 zur Organisation einer zentralen Kontaktstelle Konten und Finanzverträge und zur Ausweitung des Zugriffs auf die zentrale Datei der Pfändungs-, Einzugsermächtigungs-, Abtretungs- und Protestmeldungen und der Meldungen einer kollektiven Schuldenregelung


PHILIPPE, König der Belgier

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


Art. 2 - Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2018 zur Organisation einer zentralen Kontaktstelle Konten und Finanzverträge und zur Ausweitung des Zugriffs auf die zentrale Datei der Pfändungs-, Einzugsermächtigungs-, Abtretungs- und Protestmeldungen und der Meldungen einer kollektiven Schuldenregelung, abgeändert durch das Gesetz vom 26. Januar 2021, wird wie folgt abgeändert:

a) In Nr. 5 wird zwischen den Wörtern "eine natürliche oder juristische Person, die gesetzlich" und den Wörtern "ermächtigt ist," das Wort "ausdrücklich" eingefügt.

b) In Nr. 7 Buchstabe b) werden zwischen den Wörtern "oder ein Zahlungskonto ist" und den Wörtern "wie in Artikel 2 Nr. 18" die Wörter ", einschließlich des E-Geld-Kontos," eingefügt und werden nach den Wörtern "und den Zugang zu Zahlungssystemen bestimmt," die Wörter "wenn dieses Zahlungskonto in Belgien geführt wird," eingefügt.

c) In Nr. 9 Absatz 1 werden nach den Wörtern ""finanzieller Verrichtung mit Bargeld":" die Wörter "eine der folgenden Verrichtungen, wenn sie in Belgien erfolgt:" eingefügt.

d) In Nr. 9 wird Buchstabe c) aufgehoben.

e) In Nr. 9 Buchstabe d) werden die Wörter ", einschließlich Geldtransfers," durch die Wörter "und Geldtransfers" ersetzt.

f) In Nr. 9 wird Absatz 2 wie folgt ersetzt:

"Als finanzielle Verrichtung mit Bargeld gilt jedoch nicht die Einzahlung von Bargeld auf das eigene Bank- oder Zahlungskonto oder die Abhebung von Bargeld vom eigenen Bank- oder Zahlungskonto, das beim Auskunftspflichtigen geführt wird, durch den Inhaber oder Mitinhaber dieses Bank- oder Zahlungskontos, der persönlich oder über einen Bevollmächtigten handelt,".

g) In Nr. 10 werden nach den Wörtern "von dem sein Kunde primärer Vertragsschließender oder Mitvertragsschließender ist," die Wörter "wobei bei einem solchen Vertrag, wenn er im Fernabsatz durch einen Auskunftspflichtigen geschlossen wird, der im Ausland ansässig und in Belgien im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs tätig ist, unwiderlegbar davon ausgegangen wird, dass er in Belgien geschlossen worden ist, wenn der Kunde seinen Gesellschaftssitz in Belgien hat, dort wohnt oder seinen gewöhnlichen Wohnort dort hat," eingefügt.


Art. 3 - Artikel 4 Absatz 1 Nr. 3 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird wie folgt abgeändert:

a) Die Wörter "in Artikel 4 Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b) und Artikel 4 Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c) erwähnten" werden durch die Wörter "in nachstehenden Buchstaben b) und c) erwähnten" ersetzt.

b) In Buchstabe f) werden die Wörter "in Artikel 95 § 1 des Königlichen Erlasses vom 30. Januar 2001 zur Ausführung des Gesellschaftsgesetzbuches" durch die Wörter "in Artikel 3:89 des Königlichen Erlasses vom 29. April 2019 zur Ausführung des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen" ersetzt.


Art. 4 - Artikel 6 desselben Gesetzes wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Die Weiterverwendung der Daten, die die BNB der betreffenden Person im Rahmen des in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Auskunftsrechts in Bezug auf die eigenen personenbezogenen Daten bereitgestellt hat, durch Dritte zu Verwaltungszwecken oder anderen Zwecken, die mit dem hauptsächlichen Zweck dieses Auskunftsrechts nicht vereinbar sind, - nämlich unter anderem der betreffenden Person zu ermöglichen, sich zu vergewissern, dass diese Datenverarbeitung den gesetzlichen Anforderungen in Bezug auf die Richtigkeit, Aktualität, Relevanz und Vollständigkeit der verarbeiteten personenbezogenen Daten, die Zwecke der Verarbeitung und die Personen, denen die personenbezogenen Daten mitgeteilt worden sind, entspricht - ist verboten."


Art. 5 - In Artikel 8 § 1 Absatz 1 desselben Gesetzes werden die Wörter "zwei Kalenderjahre" durch die Wörter "fünf Jahre" ersetzt.


Art. 6 - Artikel 10 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 10 - Der BNB werden im Voraus alle Kosten erstattet, die für sie bei Installierung, Betrieb und Wartung der ZKS anfallen.

Ungeachtet jeder anders lautenden Gesetzesbestimmung kann der Staat den Auskunftsberechtigten und gegebenenfalls den zentralisierenden Organisationen die von der BNB getragenen Kosten anrechnen.

Der König bestimmt die Modalitäten für die Anwendung des vorliegenden Artikels, unter anderem:

1. Modus für die Berechnung des Betrags der vorerwähnten Kosten, die den verschiedenen Auskunftsberechtigten und den zentralisierenden Organisationen zu Lasten gelegt werden können, sowie objektive und relevante Faktoren und Parameter, in deren Verhältnis diese Kosten diesen Personen und Organisationen angerechnet werden können, und Zahlungsmodalitäten,

2. Häufigkeit dieser Kostenabrechnungen und Frist für die Zahlung dieser Abrechnungen, die neunzig Tage nicht überschreiten darf."


Art. 7 - In Artikel 12 § 1 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 28. April 2019, wird zwischen den Absätzen 1 und 2 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Die Auskunftspflichtigen sind jedoch während eines Jahres ab dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes vom [...] zur Abänderung des vorliegenden Gesetzes erneut ermächtigt, die in Absatz 1 erwähnten Daten des Nationalregisters der natürlichen Personen einzusehen, und zwar zu denselben Zwecken wie in Absatz 1 erwähnt."


Art. 8 - Artikel 13 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 26. Januar 2021, wird wie folgt abgeändert:

a) Paragraph 1 Absatz 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Sie hat Zugriff auf die Informationen der ZKS, um diese Kontrolle auszuüben."

b) In § 1 Absatz 2 wird zwischen den Wörtern "Zu diesem Zweck kann die Verwaltung des Schatzamtes" und den Wörtern "die BNB ersuchen" das Wort "zudem" eingefügt.

c) In § 1 wird zwischen den Absätzen 2 und 3 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Jeder Auskunftsberechtigte, der feststellt, dass in den von der ZKS erhaltenen Informationen falsche Angaben vorhanden sind oder Angaben fehlen, ist verpflichtet, diese Angaben direkt oder über seine zentralisierende Organisation der Verwaltung des Schatzamtes mittels des vom König festgelegten gesicherten Übermittlungskanals mitzuteilen."

d) Paragraph 1 früherer Absatz 3, der zu Absatz 4 wird, wird wie folgt ersetzt:

"Stellt die Verwaltung des Schatzamtes einen Verstoß gegen die in Artikel 4 erwähnten Pflichten fest, kann sie nach Kenntnisnahme der Verteidigungsmittel des Auskunftspflichtigen und gegebenenfalls nachdem dieser auf seinen Antrag hin angehört worden ist, dem Zuwiderhandelnden eine administrative Geldbuße auferlegen."

e) In § 4 Absatz 1 werden zwischen den Wörtern "dem Zuwiderhandelnden" und den Wörtern "per Einschreibebrief" die Wörter "über eine gesicherte elektronische Plattform oder, falls dies unmöglich ist," eingefügt.

f) In § 4 Absatz 3 werden zwischen den Wörtern "Beschluss zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße" und den Wörtern "per Einschreibebrief" die Wörter "über die vorerwähnte elektronische Plattform oder, falls dies unmöglich ist," eingefügt.

Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 2. Dezember 2021


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
V. VAN QUICKENBORNE



